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Folgt auf die Heiratsstrafe die Single-
Strafe? Dies befürchtet der Verein Pro 
Single Schweiz. Werde die Initiative der 
Mitte am 29. November angenommen, 
sei dies eine «absolute Katastrophe»

FDP-Silberschmidt erhält Zustupf von der 
milliardenschweren Familie seiner Frau

Politspende für den Politspende für den 
SchwiegersohnSchwiegersohn   Seite  2

Fr. 3.- | 

SinSingles wehren gles wehren 
sich gegen die  sich gegen die  
Heirats-InitiativeHeirats-Initiative

SIMONE STEINER

Ehepaare sollen gegenüber anderen 
Steuerpflichtigen nicht schlechter­
gestellt werden. Dies verlangt  
das Volksbegehren der Mitte.  
Sylvia Locher (70), Präsidentin  
von Pro Single Schweiz, bemängelt 
jedoch, dass eine Annahme zu  

einer Schlechterstellung der Allein­
stehenden führe – und spricht  
von einer «Single-Strafe». Generell 
kritisiert Locher, dass immer von Paa-
ren – verheirateten und unverheirate-
ten – gesprochen werde, aber kaum 
von den 1,5 Millionen Menschen in 
der Schweiz, die in Einpersonen­
haushalten leben. � u Seiten 2-3
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Knapp 890 000 Franken lässt 
sich allein die FDP den Kampf 
gegen die Finanzierung der  
13. AHV-Rente kosten. Um ab-
zuwenden, dass die Mehrwert-
steuer erhöht wird, darf die 
Partei auch auf grosszügige 
Unterstützung aus der Privat-
wirtschaft zählen. So spenden 
etwa die Zürcher Handels
kammer, Auto-Schweiz, der In-
dustrieverband Swissmem oder 
Versicherungsgigant Swiss Life 
fünfstellige Beträge ins Kam-
pagnenkässeli. So steht es im 
Melderegister der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle (EFK).

Neben den zahlreichen be-
kannten Namen findet sich in 
der Liste auch ein eher unschein-
barer Beitrag – jedenfalls auf 
den ersten Blick. Die Zuger Buru 
Holding unterstützt die Freisin-

nigen mit 25 000 Franken. Das 
ist gleich mehrfach ausserge-
wöhnlich: Es ist nicht nur die 
erste öffentlich gewordene Poli-
tikspende der milliardenschwe-
ren Investorenfamilie um Patron 
Philipp Buhofer (67). Sie fliesst 
zudem ausgerechnet in die 
Paradedisziplin von dessen 
Schwiegersohn. Ein Zufall?

Dabei scheint der Zustupf 
schon fast bescheiden: Rund  
1,8 Milliarden Franken beträgt 
das Vermögen der Buhofers. Im 
«Bilanz»-Ranking der reichsten 
Schweizerinnen und Schweizer 
landeten sie damit vergangenes 
Jahr auf Platz 113. Die Familien-
holding unter Präsident Philipp 
Buhofer ist etwa grösste Einzel-
aktionärin des Bauriesen Imple-
nia und der Immobiliengesell-
schaft Cham Swiss Properties.

In der Politik 
zeigt sich der 
Unternehmer 
jedoch zurück- 
haltend. Im 
Register der 
EFK, das Spen-
den über 

15 000 Franken offenlegt, tauch-
te er bisher nicht auf. Und auf 
öffentliche Auftritte zu politi-
schen Themen scheint er eben-

falls zu verzichten. 
Weshalb bricht 

Buhofer nun 
plötzlich 
damit?

Eine 
Blick-An-
frage 

bringt wenig Licht ins 
Dunkel. Mit Argumen-
ten bringen sich Buho-
fers vorerst nicht ein. 
Zwar bestätigt die Fa-
milie die Spende – die 
das Bundesregister so-
wieso bereits aufzeigte. 
«Wir nehmen aber keine 
Stellung dazu», teilt die Assis-
tentin von Philipp Buhofer mit. 
Ein leidenschaftlicher Einsatz 
gegen die AHV-Finanzierung, 
die den Standardsatz der Mehr-
wertsteuer um 0,4 Prozentpunk-
te erhöhen würde, tönt anders.

Etwas mehr Aufschluss gibt 
der Stammbaum: Tochter And-
rea Buhofer (32), die ebenfalls 
im Verwaltungsrat der Fami-
lienholding sitzt, sucht nämlich 
durchaus die Nähe zur Politik. 
Seit drei Jahren ist sie mit FDP-

Nationalrat Andri Silber-
schmidt (32) verheiratet. 
Die Altersvorsorge gilt 
beim Zürcher Regierungs-
ratskandidaten als Spezi-
algebiet, noch im Juni trat 
er deswegen in der SRF-
«Arena» an.

Aktuell überlässt Silber-
schmidt die Bühne jedoch ande-
ren Parteimitgliedern – etwa 
dem Präsidium, bestehend aus 
Susanne Vincenz-Stauffacher 
(59) und Benjamin Mühlemann 
(47) – und scheint sich auf die 
Zürcher Wahlen zu fokussieren. 
Überzeugte er im Hintergrund 
dennoch seine Schwiegerfamilie 
davon, einen Freundschafts-
dienst zu leisten? Eine Anfrage 
an den Buhofer-Schwiegersohn 
blieb bislang ohne Antwort.�
JOSCHKA SCHAFFNER

SIMONE STEINER

S ylvia Locher (70) jubelte, 
als die Individualbesteue-
rung am 8. März ange-
nommen wurde. Die Prä-

sidentin von Pro Single Schweiz 
verspürte eine Riesenfreude: 
Endlich würden alle, unabhän-
gig vom Zivilstand, nach dem 
gleichen Tarif besteuert.

Doch jetzt, nur wenige Mo-
nate später, stimmt die Stimm-
bevölkerung wieder über eine 
Steuer-Initiative ab. Die Steuer-
Initiative der Mitte will, dass die 
Einkommen von Ehepaaren auf 
Bundesebene gemeinsam be-
steuert werden. Zudem soll das 
Gesetz sicherstellen, dass Ehe-
paare gegenüber anderen Steu-
erpflichtigen nicht benachtei-
ligt werden.

Für Locher wäre dies eine 
«absolute Katastrophe». Denn 
damit würden Alleinstehende 
weiterhin einen höheren Tarif 
zahlen als Paare mit Trauschein. 
«Das ist eine Single-Strafe», sagt 
sie zu Blick. Es 
gebe keinen 
Grund, warum 
Singles mehr 
Steuern zahlen 
müssten als Ver-
heiratete.

«Bei den Dis-
kussionen um 
die Initiative 
könnte man 
meinen, dass es 
in der Schweiz 
nur verheiratete 
und unverheira-
tete Paare gibt», 
kritisiert Lo-
cher. Die Allein-
stehenden wür-
den dabei oft 
ausser Acht ge-
lassen. Zu ihnen 
gehörten praktisch alle ledigen, 
geschiedenen und verwitweten 
Personen.

Das sei problematisch, denn 
im Jahr 2025 lebten in der 
Schweiz laut Bundesamt für 
Statistik (BFS) 1,5 Millionen 

Menschen in Einpersonenhaus-
halten. «Das macht knapp 
37 Prozent aller Haushalte aus.» 
Zudem ist der Anteil der Verhei-
rateten zwischen 1971 und 
2025 von 47 auf 40 Prozent ge-
sunken.

Dennoch profitieren von der 
gemeinsamen Besteuerung nun 
vor allem Einverdienerpaare 
oder Paare mit einem geringen 
Zweiteinkommen. «Das ist ein 
Familienmodell aus dem letzten 
Jahrhundert!», kritisiert Lo-
cher. Warum die Alleinstehen-
den diesen «veralteten Lebens-
stil» tragen sollten, sei für sie 
«komplett unverständlich».

Neben dem höheren Steuer-
tarif befürchtet die Singles-Prä-
sidentin auch, dass die Allein-
stehenden auch für die Minder-
einnahmen aufkommen müss-
ten. «Irgendwie müssten diese 
ja kompensiert werden», so Lo-
cher. Sie weist darauf hin, dass 
bereits heute mehr als 40 Pro-
zent der Paare mit Kindern we-
gen der Abzüge keine direkte 

Bundessteuer 
bezahlen.

Die Initiative 
lässt offen, wer 
die Minderein-
nahmen trägt. 
Bei einer An-
nahme hätte das 
Parlament bis 
2030 Zeit, ein 
Gesetz auszuar-
beiten. Es könn-
te sich für das 
Vollsplitting, 
das Teilsplitting 
oder die alter-
native Steuerbe-
rechnung ent-
scheiden.

Um die Steu-
erausfälle von 
bis zu 3 Milliar-

den Franken zu begrenzen, 
könnte die Bundesversamm-
lung die Steuersätze erhöhen. 
Dadurch würden laut Eidgenös-
sischer Steuerverwaltung (ESTV) 
Unverheiratete – und damit auch 
Singles – stärker belastet. Aber 

auch ein Teil der Ehepaare 
könnte mehr Steuern zahlen, 
wenn die höheren Steuersätze 
stärker ins Gewicht fallen als die 
gezielte Entlastung.

Kommt das Parlament inner-
halb von drei Jahren nicht auf 
eine geeignete Lösung, müsste 
der Bundesrat die Vorlage per 
Verordnung umsetzen. Dieses 
Szenario gilt als wahrscheinlich. 
In diesem Fall müsste die alter-
native Steuerberechnung ange-
wendet werden. Die Minderein-
nahmen könnten in diesem Fall 
bis zu 1,4 Milliarden Franken 
betragen.

Anders als das Parlament 
wäre der Bundesrat an die gel-
tenden Steuertarife gebunden. 
Er hätte aber andere Möglich-

keiten, um die Mindereinnah-
men aufzufangen. Dazu gehö-
ren die Abschaffung des Verhei-
ratetenabzugs, die Abschaffung 

des Zweiverdienerabzugs sowie 
eine Einschränkung des Eltern-
tarifs. Dadurch würden laut 
ESTV Ehepaare und unverheira-

tete Eltern benachteiligt – nicht 
aber Singles.

Locher bleibt misstrauisch. 
«Der höhere Steuertarif bliebe 
dennoch», betont sie. Sie mo-
niert, dass Singles auch in ande-
ren Bereichen schlechterge-
stellt würden, obwohl sie struk-
turell in höheren Pensen arbeite-
ten und dadurch mehr Steuern 
zahlten. So gebe es Nachteile bei 
der AHV, der Pensionskasse und 
bei den Erbschaften.

Mitte-Nationalrätin Regina 
Durrer-Knobel (55) kann mit 
der Kritik der Single-Präsiden-
tin wenig anfangen. «Bei der In-
itiative geht es um die Abschaf-
fung der Heiratsstrafe», sagt sie. 
Rund 690 000 Ehepaare hätten 
in den letzten Jahren zu viel be-
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Zuger Familienimperium greift in AHV-Kampf ein

Am 29. November stimmt das Schweizer Volk über die Heirats-Initiative der Mitte ab – Alleinstehende sind alarmiert

«Das ist eine  
Single-Strafe!» 

Die Steuer-Initiative der 
Mitte fordert, dass Ehepaare 
weiterhin gemeinsam 
besteuert werden.

Sieht keinen Grund, warum 
Singles mehr Steuern zahlen 

sollten als Verheiratete: 
Sylvia Locher. 

Für Alleinstehende ändere sich 
nichts, sagt Mitte-Nationalrätin 
Regina Durrer-Knobel.

Seit drei Jahren verheiratet:
 FDP-Nationalrat Andri 

Silberschmidt und 
Verwaltungsrätin 
Andrea Buhofer.

Spende für FDP-Kampagne von Schwager Andri Silberschmidt

Philipp Buhofer, 
Buru Holding.


